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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den Ausschuss für auswärtige 
Angelegenheiten und den Ausschuss für internationalen Handel als federführende 
Ausschüsse, folgende Vorschläge in ihren Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass die Auswirkungen des Austritts des Vereinigten Königreichs aus 
der EU von EU-Region zu EU-Region unterschiedlich sind und dass die Auswirkungen 
die das Handels- und Kooperationsabkommen auf regionaler und lokaler Ebene hat, 
noch nicht bekannt sind;

B. in der Erwägung, dass der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU die 
territoriale und grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die zwischen den Regionen 
und Städten der EU und des Vereinigten Königreichs bestehenden Beziehungen 
gefährdet;

C. in der Erwägung, dass der territoriale Aspekt der Beziehungen zwischen dem 
Vereinigten Königreich und der EU im Handels- und Kooperationsabkommen nicht 
ausgestaltet wird;

1. weist darauf hin, dass das Handels- und Kooperationsabkommen trotz seines fehlenden 
regionalen Aspekts einen allgemeinen Rahmen für die Teilnahme des Vereinigten 
Königreichs an EU-Programmen vorsieht; bekräftigt seine Forderung1 nach einer 
Auslotung von Möglichkeiten für die Teilnahme von Teilen des Vereinigten 
Königreichs an kohäsionspolitischen Programmen der EU;

2. ist der Ansicht, dass für die subnationale Zusammenarbeit zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich ein ungenutztes Potenzial in Bereichen besteht, die von 
beiderseitigem Interesse sind, wie etwa den Bereichen Einwanderung, Mobilität – unter 
anderem von Militärpersonal und Militärgütern –, nachhaltige Bewirtschaftung der 
Nordsee, des Ärmelkanals und der Irischen See sowie Klimaschutz; betont, dass 
Initiativen für die bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit zwischen Regionen der 
EU und des Vereinigten Königreichs wie beispielsweise das Straits Committee 
unterstützt werden müssen, und zwar gegebenenfalls durch einen speziellen Fonds der 
EU für die interregionale Zusammenarbeit, sofern die Regierung des Vereinigten 
Königreichs einen finanziellen Beitrag zu dem Fonds leistet;

3. bedauert die Spannungen, die in Nordirland infolge der Umsetzung des Protokolls zu 
Nordirland entstanden sind, und begrüßt, dass eine Einigung – der sogenannte Windsor-
Rahmen – erzielt wurde, durch die die Probleme bei der Umsetzung behoben werden 
sollen;

4. begrüßt das anhaltende Engagement der Regierung des Vereinigten Königreichs für das 
Programm PEACE, das bei der Zusammenarbeit zwischen Nordirland und den 
Grenzregionen Irlands eine Schlüsselrolle spielt; stellt fest, dass das Programm PEACE 

1 Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 28. April 2021 zu dem Entwurf eines Beschlusses 
des Rates über den Abschluss des Handels- und Kooperationsabkommens im Namen der Union, angenommene 
Texte, P9_TA(2021)0140.
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PLUS 2021-2027 von der Kommission im Juli 2022 förmlich angenommen wurde;

5. betont, dass es wichtig ist, die Auswirkungen des Handels- und 
Kooperationsabkommens auf regionaler Ebene zu quantifizieren, um maßgeschneiderte 
Maßnahmen für die am stärksten betroffenen Regionen und Gemeinden ergreifen zu 
können;

6. fordert die Kommission auf, die regionalen und lokalen Gebietskörperschaften 
angemessen in die Kontrolle der Umsetzung des Handels- und Kooperationsabkommens 
einzubeziehen; schlägt vor, dass die EU und das Vereinigte Königreich im Rahmen des 
Handels- und Kooperationsabkommens eine Einrichtung der Zusammenarbeit für die 
lokalen und regionalen Gebietskörperschaften schaffen.


